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Inhalt. N die Landtage gebracht, derart, daß die dem Reichsgeſetze entnommenen 

5 5 x Beſtimmungen einer weiteren Berathung durch die Landtage nicht mehr 
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dem Ae Dir Abr e Gortſehung) beſetgebung unterzogen werden ſollten. Es war ein Glück für die Vorlage, daß 

Wikthellungen aus ber Praxts: die Landtage den Anſchauungen der Regierung über die Compe⸗ 

: tenzfrage ſich ſofort fügten. Doch ergaben ſich auch hier mancherlei 


Durch die auf Anordnung des Pfarrers vorgenommene Verſchiebung des einer Sanz eke; 2 5 2 
Perſon gehörigen Kirchenſitzes von dem bisherigen Platze auf einen anderen Schwierigkeiten. So lehnte der kraineriſche Landtag es ab, die reichs⸗ 


wird eine Beſitzſtörung nicht begangen. (5 2 poss. summ.) geſetzlichen Beſtimmungen in das Landesgeſetz aufzunehmen und beſchloß 
einen kaum verſtändlichen Torſo; die Landtage von Niederöſterreich und 
Perfonalien. 


reichsräthlichen Competenz angehörig ausgeſchieden und der Reichsrath. 
ging nur im Hinblick auf 8 12, Abſatz 2 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, Nr. 141 in eine Berathung dieſer nach ſeiner 
Anſchauung ſeiner Competenz nicht angehörigen Beſtimmungen ein; der 
galiziſche Landtag konnte erſt nach ſechs Jahren ſeine Competenzbe⸗ 
denken überwinden, um in die Berathung dieſes gerade für Galizien 
ſo außerordentlich wichtigen Geſetzes einzugehen. 

Unterwirft man aber die einzelnen Beſtimmungen der Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze einer eingehenderen Prüfung, ſo vermißt man in Bezug auf 
jene legislative Scheidung jedes durchgreifende Princip und vergebens 
forſcht man bei den meiſten Beſtimmungen nach einem Grunde, warum 
ſie dieſer und nicht der gegentheiligen Competenz zugewieſen wurden. 
Auch jenes Princip, welches der Motivenbericht des Fiſchereigeſetzent⸗ 
wurfes darin ſucht, iſt nicht darin gelegen. Die meiſten Beſtimmungen 
der Landesgeſetze über das Waſſerrecht ſind civilrechtlicher oder ſtraf⸗ 
rechtlicher Natur, aber auch von Eigenthümlichkeiten der Länder gänzlich 
unabhängig. Unter den zahlreichen Varianten, welche in die in ſämmt⸗ 
liche Landtage gleichartig eingebrachte Regierungsvorlage der Landes⸗ 
geſetze über das Waſſerrecht durch die Landtagsbeſchlüſſe hineingetragen 


Erledigungen. 


Die Competenzſphären der Reichs- und der Tandes- 
geſetzgebung auf dem Gebiete der Tandescultur. 


(Fortſetzung.) 


Der erſte Entwurf des öſterreichiſcheu Waſſerrechtsgeſetzes ſtellte 
ein durchaus einheitliches Ganzes dar, dem die Gutachten aus allen 
öſterreichiſchen Ländern und die neuere ausländiſche Geſetzgebung, ins⸗ 
beſondere jene Baierns, zur Grundlage gedient hatten. 

Es trat nun die „Competenzfrage heran, ob jener Entwurf dem 
Reichsrathe oder den Landtagen als Regierungsvorlage ſollte vorgelegt 
werden. Für die landtägliche Competenz ſprach der Grund, daß es ſich 
bei der Waſſerrechtsgeſetzgebung vor Allem um eine Angelegenheit der 
Landescultur handle, worüber nach dem Wortlaute der Landtagsord⸗ 
nungen die Geſetzgebung den Landtagen zuſtehe; für die Competenz des 
Reichsrathes dagegen, daß das Waſſerrecht durchaus Beſtimmungen 
enthalte, welche dem Gebiete der Geſetzgebung über das Civilrecht, das wurden, findet ſich keine einzige, welche durch Eigenthümlichkeiten dieſes 
Polizeiſtrafrecht, das civilgerichtliche oder ſtrafgerichtliche Verfahren oder oder jenes Landes begründet wäre; die meiſten derſelben ſind will⸗ 
über das Verfahren in Verwaltungsangelegenheiten entnommen ſind, die kürliche Abänderungen, welche keine Verbeſſerung gebracht haben, wo 
Competenz der ſtaatlichen Organe regeln und daher aus allen dieſen eine wirkliche Verbeſſerung ſich zeigt, da iſt nur zu bedauern, daß die⸗ 
Gründen der Competenz der Reichsgeſetzgebung nicht entzogen wer⸗ ſelbe nicht auch den übrigen Landesgeſetzen zu Gute gekommen iſt. 
den ſollten. Die urſprünglich ganz, vorzügliche Anlage des Waſſerrechtsgeſetzes, 

Zwiſchen dieſen ſchroff ſich gegenüber ſtehenden Anſchauungen die ſorgfältige Benützung der beſten ausländiſchen Geſetze bei allen De⸗ 
kam endlich ein Compromiß zu Stande, indem ein Theil jener Be⸗ | tailbeſtimmungen, die Verallgemeinerung jedes aus den verſchiedenen öfter- 
ſtimmungen, die man für die wichtigeren, grundlegenden gehalten zu | reichiſchen Ländern einlangenden brauchbaren Verbeſſerungsvorſchlages des 
haben ſcheint, aus der Vorlage herausgeriſſen und der Reichsgeſetz⸗ erſten Entwurfes zur Verbeſſerung ſämmtlicher Landesvorlagen haben bewirkt, 
gebung zugewieſen, die übrigen aber der Landesgeſetzgebung überlaſſen wurden. daß die Waſſerrechtsgeſetzgebung, wie ſie nun in Geltung ſteht, trotz einzel⸗ 

Es war dies im ſtrengen Wortſinne ein ſalomoniſches Urtheil, zu ner Gebrechen dennoch zu unſeren beſten Culturgeſetzen zählt, und daß 
dem ſich leider die echte Mutter nicht gefunden hat — das Kindlein auch die mancherlei durch die landtägliche Behandlung in dieſelbe hin⸗ 
ward getheilt! eingetragenen Verſchiedenheiten die Handhabung des Geſetzes zwar erſchwert, 

Wohl erkannte man, daß der der Landesgeſetzgebung überlaſſene aber der Güte desſelben nicht weſentlich geſchadet, daß dieſelben ben 
Theil der Waſſerrechtsgeſetzgebung für ſich allein kaum mehr zu einem | einheitlichen Charakter des Geſetzes zwar abgeſchwächt haben, aber denſel⸗ 
verſtändlichen Geſetze ſich verarbeiten laſſe und jo verſuchte man die ben doch nicht gänzlich zu beſeitigen vermochten. 
aus dem urſprünglichen einheitlichen Ganzen herausgenommenen Theile, Der beim Waſſerrechte eingehaltene Vorgang iſt der frtiheren 
nachdem fie von der Reichsgeſetzgebung waren feſtgeſtellt worden, in öſterreichiſchen Geſetzgebung fremd. Wohl find auch in der Zeit vor 
die urſprüngliche Vorlage wieder hineinzuſtellen und das in ſolcher dem Jahre 1848 einzelne Geſetze und Verordnungen für ſämmtliche 
Weiſe wieder zuſammengefügte Ganze wurde als Regierungsvorlage in öſterreichiſche Länder oder für das ganze Reich, andere nur für eine 


Verordnung. 
Schleſten haben einzelne Beſtimmungen der Landtagsvorlage als der 


Provinz oder für mehrere Länder erlaſſen worden, ohne daß es möglich 
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Es iſt uns nicht unbekannt, daß dermalen über die Auslegung 


wäre in dem Inhalte dieſer Beſtimmungen eine beſtimmte principielle des Staatsgrundgeſetzes und insbeſondere des $ 11 in Verbindung mit 


Scheidelinie zwiſchen Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung zu entdecken. Im 
Allgemeinen darf angenommen werden, daß alle größeren und wichtige⸗ 
ren Geſetze, welche überhaupt für mehrere Län der geeignet 
waren, als Reichsgeſetze erlaſſen wurden, ohne daß man irgendwo 
einen Verſuch machte einzelne Beſtimmungen auszuſcheiden, etwa aus 
dem Grunde, weil ſie „Landescultur⸗Angelegenheiten“ betreffen. Wie 
ſehr wäre das bürgerliche Geſetzbuch verſtümmelt worden, wenn man 
die Lehre der Prädialſervituten als Angelegenheit der Landescultur 
ausgeſchieden, oder wenn der Mehrheitsbeſchluß bei Regelung der Ge⸗ 
meinſchaſten (§ 833 a. b. G. B.) analog dem § 25 des Reichs⸗Waſſer⸗ 
rechts⸗Geſetzes die Beſtimmung erhalten hätte: „Welche Mehrheit zur 
Regelung gemeinſchaftlicher Nutzungsrechte giltige Beſchlüſſe faſſen könne, 
und wie dieſe Mehrheit zu berechnen ſei, wird im Wege der Landesge⸗ 
ſetzgebung beſtimmt“. Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch hat ſich 
wohl gehütet, ſolche Zwitterbeſtimmungen zu treffen. 

Sowie das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch able gemeinſamen 
Beſtimmungen des Civilrechtes zuſammenfaßt, ohne Unterſchied ob die⸗ 
ſelben Landescultur⸗ oder andere Angelegenheiten betreffen, jo find 
auch zahlreiche ſpeciell agrariſche Geſetze als Reichsgeſetze erlaſſen worden, 
ſobald die durch dieſelben berührten Angelegenheiten allen Ländern 
gemeinſam waren, z. B. das joſefiniſche Jagdpatent, die thereſianiſchen 
Verordnungen über Bienenzucht, einzelne allgemeine Verordnungen über 
Fiſcherei, ſeit 1848 das Jagdgeſetz vom Jahre 1849, das Forſt⸗ 
geſetz vom Jahre 1852 u. a. 

Auch die ältere Waſſerrechtsgeſetzgebung beruhte keineswegs auf 
provinziellen Normen, ſondern zumeiſt auf der allgemeinen Mühlordnung, 
welche Kaiſer Franz J. am 1. December 1814 für ſämmtliche öſter⸗ 
reichiſche Länder erlaſſen hatte (polit. Geſ.⸗Samml., Band 42, Nr. 95) 

und auf den einſchlägigen Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches, 
gehörte alſo ausſchließend der Reichsgeſetzgebung an. Aus dieſen und 
vielen ähnlichen Beiſpielen ergibt ſich, daß die neue Waſſerrechtsgeſetz⸗ 
gebung in der Doppeleigenſchaft als Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung im 
Widerſpruch ſteht mit der bisherigen öſterreichiſchen Geſetzgebung, wie 
ſich dieſelbe ſeit der thereſianiſchen und insbeſondere der joſefiniſchen 
Periode in allen größeren Geſetzesacten entwickelt hat. 

Während man in allen anderen Staaten und auch in den öſter⸗ 
reichiſchen Ländern auf den übrigen Rechtsgebieten die bisher ohne 
innere Gründe beſtandenen Ungleichheiten in der Gefetzgebung ein⸗ 
zelner Provinzen durch eine einheitliche Geſetzgebung zu erſetzen ſucht, in 
ſolcher Weiſe das Recht vereinfacht und ſeine Durchführung weſentlich 
erleichtert, indem man die Erfahrungen der geſammten Judicatur, die 
Wiſſenſchaft und Lehre eines großen Geltungsgebietes der Handhabung 
des Geſetzes gleichſam zur Verfügung ſtellt, findet in jüngſter Zeit in 
den öſterreichiſchen Ländern auf dem Gebiete der Agrargeſetzgebung das 
gerade Gegentheil ſtatt; es werden nicht etwa bloß beſtehende Ver⸗ 
ſchiedenheiten aufrechterhalten, ſondern vielmehr dort wo ſie bisher 
nicht beſtanden, erſt neu geſchaffen, es zeigt ſich nicht bloß ein Still⸗ 
ſtand, ſondern ein förmlicher Rückſchritt in einen durch die thereſianiſche 
und die ſpätere Geſetzgebung allmälig beſeitigten mittelalterlichen Par⸗ 
ticularismus. 

Wie ſehr die Agrargeſetzgebung durch eine ſolche Spaltung zu⸗ 
ſammengehöriger Materien an Werth und Güte verlieren muß, bedarf 
keines Beweiſes. In den mit zahlreichen anderen Aufgaben überlaſteten 
Landtagen finden ſich nicht immer und nicht überall die Kräfte für 
wichtigere legislative Arbeiten, welche das gemeinſame Agrarrecht be⸗ 
treffen, und auch den Miniſterien ſtehen die zur Vertretung wichtiger 
Geſetzesvorlagen geeigneten, insbeſondere mit ſpeciellen Fachkenntniſſen 
ausgerüſteten Organe in den Landtagen nur ſelten zu Gebote.. 

So wenig der bei der Waſſerrechtsgeſetzgebung eingehaltene Vor⸗ 
gang der hiſtoriſchen Entwicklung unſerer öſterreichiſchen Geſetzgebung 
entſpricht, fo wenig findet er unſerer Anſicht nach eine Rechtfertigung 
in den derzeit geltenden ſtaatsrechtlichen Normen über die Competenz 
der Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung, welche im Staatsgrundgeſetze vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141 enthalten find *) 


) Der Wortlaut des Geſetzes in den entſcheidenden Stellen lautet, wie folgt: 
$ 11. Der Wirkungskreis des Reichsrathes umfaßt alle Angelegenheiten, 
welche ſich auf Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die allen im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern gemeinſchaftlich ſind, in⸗ 
ſoferne dieſelben nicht in Folge der Vereinigung mit den Ländern der 
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§ 12 verſchiedene Anſchauungen beſtehen und daß die gewöhnliche An⸗ 
ſchauung dahin geht, daß in die Competenz des Reichsrathes ausſchließ⸗ 
lich nur jene Gegenſtände gehören, welche im $ 11 unter den Buch⸗ 
ſtaben a bis o aufgezählt ſind. Es wird dieſe Auslegung geſtützt auf 
jene Vorgänge, unter welchen das Staatsgrundgeſetz vom Jahre 1867 
zu Stande kam und insbeſondere auf die Verhandlungen, welche damals 
im Abgeordnetenhauſe geführt worden ſind. Es iſt dieſe Anſchauung 
auch bei den Berathungen des Fiſchereigeſetzentwurfes mit beſonderer 
Schärfe von der rechten Seite des Abgeordnetenhauſes vertreten worden. 
So wenig wir aber das Gewicht ſolcher Gründe dort verkennen, wo es 
ſich um die Auslegung wirklich zweifelhafter Geſetzesſtellen handelt, 
ſo wenig glauben wir, daß es geſtattet ſei, auf ſolche Gründe, auf 
Motive des Geſetzes, auf die Berathungen bei Erlaſſung desſelben 
u. dgl. dort Rückſicht zu nehmen, wo das Geſetz ſelbſt vollkommen 
klar iſt. 

Nach dem Wortlaute des 8 11 ſcheint es uns aber nicht zweifel⸗ 
haft, daß die entſcheidende, die Competenz normirende Beſtimmung in 
den Eingangsworten des § 11 zu fuchen ſei, und daß die weitere 
Aufzählung der unter a bis o genannten Gegenſtände nur eine Er⸗ 
läuterung der allgemeinen in den Eingangsworten enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, nicht aber eine Einſchränkung dieſer Beſtimmung auf die unter 
a bis 0 ſpeciell genannten Gegenſtände enthalte. In den Punkten a 
bis o allein und ohne zugleich auch auf die ausdrückliche Beſtimmung 
der Eingangsworte des § 11 zurückzugreifen, würde man weder für. 
die Waſſerrechts⸗ noch für die Fiſchereigeſetzgebung und für zahlreiche 
ähnliche Gegenſtände der Landescultur die geſetzliche Begründung der 
reichsräthlichen Competenz finden können. 

Die erwähnten Beſtimmungen des Staatsgrundgeſetzes haben nach 
unſerer Anſicht auch nach einer anderen Richtung hin eine irrige Aus⸗ 
legung gefunden, welcher man auch in dem Motivenberichte der Regie⸗ 
rungsvorlage zum Fiſchereigeſetze und ebenſo in dem Ausſchußbe⸗ 
richte begegnet. Der Ausſchuß bemerkt über die Competenzfrage, er habe 
ſich mit überwiegender Stimmenmehrheit den Anſchauungen des Moti⸗ 
venberichtes „zur Regierungsvorlage angeſckheſſen, „wonach geſetzliche 
Beſtimmungen, welche die Gebiete des Civil-, Straf- und Poli⸗ 
zeiſtrafrechtes berühren, der Compekenzeder Reichgeſetzgebung ge⸗ 
wahrt bleiben müſſen, welchen Standpunkt auch das einen ähnlichen 
Gegenſtand behandelnde Reichsgeſetz vom 30. Mai 1869 in Betreff 
des Waſſerrechtes eingenommen hat“. 

Nach dieſer Auslegung des Staatsgrundgeſetzes wären daher Be⸗ 
ſtimmungen, welche das Civil⸗, Straf- und Polizeiſtrafrecht berühren, 
aus“ dem Gebiete der Landesgeſetzgebung auszuſcheiden. Ohne ſolche Be⸗ 
ſtimmungen läßt ſich aber gar kein Geſetz in Angelegenheiten der Lan⸗ 
descultur denken; jedes ſolche Geſetz enthält auch thatſächlich zahlreiche 
Beſtimmungen civilrechtlicher und ſtrafrechtlicher Natur und auch der! 
Wortlaut des Staatsgrundgefetzes lit. K weiſet der Landesgeſetzgebung 
die Eivilrechts⸗ und Strafrechtsgeſetzgebung ausdrücklich zu, inſoweit es 
ſich um Gegenſtände handelt, welche auf Grund der Landesordnungen 
in den Wirkungskreis der Landtage gehören. 

Das unterſcheidende Merkmal, nach welchem die Competenzſphäre 
zwiſchen Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung zu beurtheilen iſt, liegt offen⸗ 
bar nicht in dem Charakter der einzelnen Beſtimmungen, ob dieſe eivil⸗ 
oder ſtrafrechtlicher Natur find, ob fie Gegenſtände der Landesecultur, 
agrariſche Verhältniſſe u. dgl. betreffen, ſondern darin, ob der zu re⸗ 


ungariſchen Krone zwiſchen dieſen und den übrigen Ländern der Monarchie 
gemeinſam zu behandeln ſein werden. 

Es gehören daher zum Wirkungskreiſe des Reichsrathes: —Nun folgt 
fl Aufzählung der Punkte a bis o und lauten die Punkte k und n wie 
olgt: 

k. die Strafjuſtiz⸗ und Polizeiſtraſ⸗ ſowie die Civilrechtsgeſetzgebung mit 
Ausſchluß der Geſetzgebung über die innere Einrichtung der öffentlichen 
Bücher und über ſolche Gegenſtände, welche auf Grund der Landesordnungen 
und dieſes Grundgeſetzes in den Wirkungskreis der Landtage gehören, ferner 
125 Geſetzgebung über Handels- und Wechſelrecht, See⸗, Berg⸗ und Lehen⸗ 
recht 


n. Die Geſetzgebung über jene Gegenſtände, welche fich auf Pflichten und 
Verhältniſſe der einzelnen Länder untereinander beziehen. 

. Alle übrigen Gegenſtände der Geſetzgebung, welche in dieſem Ge⸗ 
ſetze dem Reichsrathe nicht ausdrücklich vorbehalten find, gehören in den 
Wirkungskreis der Landtage der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder und werden in und mit dieſen Landtagen verfaſſungsmäßig erledigt. — 


gende Gegenſtand oder die einzelnen über denſelben zu erlaſſenden 
Beſtimmungen ſolche ſind, welche ſich auf Rechte, Pflichten und In⸗ 
tereſſen beziehen, die allen im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern gemeinſam ſind. Die Reichsgeſetzgebung hat 
daher auch alle auf die Landwirthſchaft, die agrariſchen Verhältniſſe, 
insbeſondere auch auf die Fiſcherei ſich beziehenden Gegenſtände zu 
regeln, welche allen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Län⸗ 
dern gemeinſam find. Inſoweit dies nicht der Fall iſt, inſoweit dieſel⸗ 
ben vielmehr durch provinzielle Eigenthümlichkeiten bedingt ſind, hat die 
Landesgeſetzgebung über dieſelben auch alle civil- und ſtrafrechtlichen Nor⸗ 
men zu erlaſſen. 

Dieſe Auslegung ſtimmt auch vollkommen mit der Gepflogenheit 
überein, wie ſie nach obiger Darlegung vor Erlaſſung des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom Jahre 1867 beſtand, wie ſie durch die Natur der Dinge 
geboten iſt und wie ſie, wenn man von dem Präcedenzſalle der Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzgebung abſieht, auch in zahlreichen anderen Reichs⸗ und Lau⸗ 
desgeſetzen über Laudesculturangelegenheiten ſeit dem Jahre 1867 ihren 
Ausdruck gefunden. So wurden nach den im Abgeordnetenhauſe ange⸗ 
führten Beiſpielen die Seuchengeſetze, das Geſetz zum Schutze der Wein⸗ 
cultur gegen die Verwüſtungen der Reblaus vom Reichsrathe, da⸗ 
gegen die Geſetze über den Schutz der Vögel, über den Feldſchutz, über 
die genoſſenſchaftliche Stierhaltung und zahlreiche andere Landescultur⸗ 
geſetze mit ſehr einſchneidenden civil⸗ und ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
in verſchiedenen Landtagen berathen. 

Nach der von uns vertheidigten Auslegung würden die Compe⸗ 
tenzbedenken ſofort entfallen, welche dermalen, wo man nicht die Ge⸗ 
meinſamkeit, ſondern den civil⸗ oder ſtrafrechtlichen Charakter der ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen zum Unterſcheidungsmerkmale für die verſchiedenen 
Competenzen zu machen verſucht, bei jeder einzelnen Beſtimmung ſolcher 
Geſetze erhoben werden und die das Vorgehen der Geſetzgebung insbe⸗ 
ſondere in Angelegenheiten der Landescultur, über landwirthſchaftliche 
Verhältniſſe u. dgl. ſo ſehr erſchweren. Die Reichsgeſetzgebung würde 
alle dieſe landwirthſchaftlichen Verhältniſſe vollſtändig regeln, ſoweit 
ſie allen Ländern gemeinſam ſind; ſoweit dies nicht der Fall iſt, 
würde die Landesgeſetzgebung über dieſelben auch alle civil⸗ und ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen treffen, jene verfängliche Zweitheilung, welche 
weder vollſtändige Reichs⸗ noch vollſtändige Landesgeſetze zu Stande 
kommen läßt, würde aufhören. 

Einen Beweis, daß bei einer ſolchen Abgrenzung der Competenz⸗ 
ſphären der Landesgeſetzgebung ein weites Feld fruchtbarer Thätigkeit offen 
ſtehe, liefert ſchon derzeit die weitere Entwicklung unſerer Waſſerrechtsge⸗ 
ſetzgebung. Seitdem in den einzelnen öſterreichiſchen Ländern die allg e⸗ 
meine, trotz der Abſchwächung im Weſentlichen noch immer einheitliche 
Waſſerrechtsgeſetzgebung in Geltung iſt, kommen auf dieſer Grundlage 
nun in allen öſterreichiſchen Ländern auf dem Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung gerade die für die Cultur der Länder erfolgreichſten Detail⸗ 
geſetze über die Regulirung beſtimmter einzelner Gewäſſer, über Ent⸗ 
ſumpfungen, über Bewäſſerungen, Canalbauten, u. dgl. zu Stande; es 
werden dadurch nebſt reichlich gewährten Subventionen Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften ohne Rückſicht auf die mangelnde Einwilligung der Betheiligten 
im Wege des Landesgeſetzes gebildet, die Grundſätze für die Statuten 
derſelben feſtgeſtellt, Concurrenzbezirke geſchaffen und ähnliche zwar in 
die Privatrechte tief einſchneidende, aber durch die allgemeine Lan⸗ 
descultur gebotene, daher nach allen darüber vorliegenden Erfahrungen 
für die Länder und das Reich höchſt wohlthätige Maßregeln getroffen. 

Mit der von uns oben entwickelten Anſchauung finden wir uns 
in voller Uebereinſtimmung mit jener Begründung, welche nach der 
Eingangs gegebenen Darſtellung der Herr Ackerbauminiſter Graf Manns⸗ 
ſeld im Abgeordnetenhauſe bei der Generaldebatte über das Fiſchereige⸗ 
ſetz gegeben hat. Während die Competenzbegründung des Motivenbe⸗ 
richtes der Regierungsvorlage und des Ausſchußantrages, wegen der 
bedenklichen Conſequenzen einerſeits der Schmälerung der Reichsgeſetz⸗ 
gebung, welche dadurch in Abhängigkeit von der Landesgeſetzgebung ge⸗ 
bracht wird, andererſeits aber der vollſtändigen Lahmlegung der Landes⸗ 
geſetzgebung, von allen Seiten den heftigſten Widerſpruch hervorrief und 
nirgends befriedigte, liegt in jener neuen Begründung das verſöhnende 
Moment, unter welchem beide Competenzen neben einander und unab⸗ 
hängig von einander ihre volle Wirkſamkeit entfalten können. 

Nach den Erfahrungen, welche die Geſetzgebung beim Waſſerrechte 
gemacht hat, iſt man heute ziemlich allgemein zur Anſchauung gelangt, 
daß das hier eingehaltene Princip der Theilung naturgemäß zuſammen⸗ 


— 
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gehöriger und ſich ergänzender Beſtimmungen in zwei Competenzſphären 
kein glückliches war. Auch der Motivenbericht des Fiſchereigeſetzes ſcheint 
ſchließlich zu dieſer Anſchauung zu kommen, da in einzelnen Punkten 
der Entwurf des Reichsfiſchereigeſetzes den Standpunkt der Waſſerrechts⸗ 
geſetzgebung wieder verlaſſen hat; es finden ſich in demſelben zahlreiche 
Gegenſtände und Beſtimmungen, welche in der. Waſſerrechtsgeſetzgebung 
den Landesgeſetzen zugewieſen find. In der Hauptſäthe aber hält ſich 
dennoch der Motivenbericht für gebunden an den vermeintlich beim 
Waſſerrechte eingehaltenen Vorgang, und hieraus entſpringen die meiſten 
Fehler, welche den Entwurf weder in feinen juriſtiſchen noch auch in 
feinen wirthſchaftlichen Beziehungen auf die Höhe der neueren deut⸗ 
ſchen, insbeſondere der preußiſchen Fiſchereigeſetzgebung gelangen laſſen. 
In dem ermüdenden Kampfe, welchen derzeit unſere geſammte Agrar⸗ 
geſetzgebung mit den verſchiedenſten Competenzbedenken zu beſtehen hat, 
werden leider allzuhäufig die wirthſchaftlichen Fragen als nebenſächlich 
behandelt, und ermangeln auch die juriſtiſchen Fragen der tieferen Be⸗ 
gründung. Auch der vorliegende Motivenbericht unterläßt es ſelbſt dort, 
wo derſelbe in der Competenzfrage von aufgeſtellten richtigen Sätzen 
ausgeht, in erſchöpfender Weiſe die Conſequenzen zu ziehen. So hebt 
derſelbe hervor, daß in den Reichsgeſetzentwurf alle jene Normen auf⸗ 
zunehmen ſind, welche als nothwendig ſich darſtellen, damit das Reichs⸗ 
geſetz zur Handhabung gelangen könne, inſoferne dieſe Normen nicht 
ausdrücklich durch die Reichsgeſetzgebung ſelbſt von weiteren Schritten 
der Landesgeſetzgebung abhängig erklärt find (§ 33, zwangsweiſe Grün⸗ 
dung von Fiſchereigenoſſenſchaften). Es ſoll nach einer anderen Stelle 
ein legislatives Operat erzielt werden, deſſen Wirkſamkeit im, Uebrigen 
von einer weiteren Einflußnahme der Landesgeſetzgebung unabhängig — 
die Ausführung unerläßlicher Vorſchriften ſchon in ſich ſelbſt tragen ſoll. 
Dieſer Grundſatz, deſſen Richtigkeit keinem Zweifel unterliegt, iſt jedoch 
durch den Entwuf nicht verwirklicht worden. Wie ſoll das Reichsgeſetz 
über die Fiſcherei in Wirkſamkeit treten, wenn nach § 32 des Entwurfes 
das Verfahren der in Fiſcherei⸗Angelegenheiten einſchreitenden Behörden 
erſt im Wege der Landesgeſetzgebung geregelt werden ſoll. Wer möchte 
die Strafgeſetzgebung über Verbrechen als vollſtändig erklären ohne 
Strafproceß, und wer möchte das Strafrecht der Reichsgeſetzgebung, den 
Strafproceß dagegen der Landesgeſetzgebung zuweiſen? Wie können 
die Beſtimmungen über die Verpachtung der Fiſchwaſſer durchgeführt 
werden, ohne Beſtimmungen über das Verfahren bei der Verpachtung 
und über die Minimaldauer der Pachtzeit — wie überhaupt das Geſetz 
ohne Beſtimmungen über die Competenz der einzelnen politiſchen Be⸗ 
hörden in Fiſcherei⸗ Angelegenheiten, oder über die Koſten für commiſſio⸗ 
nelle Erhebungen und Verhandlungen u. dgl. — Alle dieſe Gegenſtände 
ſollen jedoch nach dem Motivenberichte S. 24 und 25 erſt durch die 
Landesgeſetzgebung geregelt, das Reichsgeſetz ſelbſt aber ſoll mit der 
einzigen oben erwähnten Ausnahme der Fiſcherei⸗Zwangsgenoſſenſchaf⸗ 
ten (§ 33) fofort in Wirkſamkeit treten! 

Dieſen ſchon auſ der Oberfläche liegenden Erwägungen konnte 
ſich auch der Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes nicht verſchließen. Während 
nach $ 33 der Regierungsvorlage das Reichsgeſetz mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der Beſtimmungen über die zwangsweiſe Gründung von Fiſche⸗ 
reigenoſſenſchaften nach der analogen Beſtimmung des $ 28 über das 
Reichswaſſerrechtsgeſetz ſogleich hätte in Wirkſamkeit treten ſollen, 
beſtimmt § 33 des Ausſchußberichtes den Beginn der Wirkſamkeit des 
Reichsfiſchereigeſetzes auf jenen Zeitpunkt, mit welchem die der Landes⸗ 
geſetzgebung zu deren Ausführung vorbehaltenen Anordnungen erlaſſen 
ſein werden. 

Damit iſt aber auch der Beginn der Wirkſamkeit des Reichs⸗ 
fiſchereigeſetzes in eine unberechenbare weite Ferne gerückt und es iſt 
ausſchließend dem Belieben der Landtage überlaſſen, ob das Reichsgeſetz 
überhaupt jemals in Wirkſamkeit treten ſoll. Wenn die im Motiven⸗ 
berichte zum § 32 für die Landesgeſetzgebung in Ausſicht genommenen 
Beſtimmungen für jedes Land in ein einziges Landesgeſetz zuſammenge⸗ 
faßt werden ſollen, können die erforderlichen Ergänzungsbeſtimmungen 
auch in jenen Landtagen, welche eine raſche Behandlung des Gegenſtan⸗ 
des wünſchen, aus denſelben Gründen wie in Preußen erſt nach Jahren 
erlaſſen werden, weil auch bei uns noch manche Vorarbeiten und Erhe⸗ 
bungen nothwendig ſind um die zu löſenden Fragen wiſſenſchaftlich klar 
zu ſtellen. Die unten folgende Darſtellung über die Beſtimmungen 
bezüglich der Schonzeiten, Fanggeräthſchaften u. dgl., wird die Unmög⸗ 
lichkeit einer ſofortigen Erlaſſung der hierauf Bezug nehmenden Lan⸗ 
desgeſetze ausführlicher begründen. 


Welche empfindlichen Nachtheile der ohnehin von der Geſetzgebung 
ſo lange vernachläſſigten Fiſcherei dadurch zugehen, daß jene Beſtimmun⸗ 
gen, deren Erlaſſung die Fiſcherei von der Reichsgeſetzgebung zu 
erwarten hat, auf einen ſo laugen Zeitpunkt hinaus wirkungslos blei⸗ 
ben, jo die Beſtimmungen über Schonreviere, Fiſchſtege, Fiſchereigenoſſeu⸗ 
ſchaſten, Fiſchereiaufſicht u. dgl., daß die Vergiftungen der Fiſchwaſſer 
durch ſchädliche Stoffe, die Verſperrung der Gewäſſer durch Wehren 
und Fiſchereiuetze, die ſogenannte wilde Fiſcherei in den Fiſchwaſſern 
der Gemeinden u. dgl. Uebelſtände noch ſo lange geduldet werden 
müſſen, das alles bedarf für Sachkundige keiner weiteren Auseinander⸗ 
ſetzung, und es muß dieſe Vernachläſſigung eines wichtigen Landes⸗ 
culturzweiges ſehr beklagt werden. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Durch die auf Anordnung des Pfarrers vorgenommene Verſchie⸗ 

bung des einer Perſon gehörigen ee von dem bisherigen 

Platze auf einen anderen wird eine Beſitzſtörung nicht begangen. 
($ 2 poss. summ.) 


A. benützte ſeit Jahren einen von ihm um den Preis von 6 fl. 
von B. erkauften, auf dem Chore der Pfarrkirche in Kötſchach befind⸗ 
lichen Betſtuhl während des Gottesdienſtes zur Verrichtung ſeiner Andacht. 
Am 4. October 1874 fand derſelbe den Platz, auf welchem ſonſt ſein 
Betſtuhl ſtand, vergittert, den Betſtuhl ſelbſt aber an einem anderen 
Platze. A. hob nun den Betſtuhl über das verſchloſſene Gitter auf 
den alten Platz und benützte ihn noch an dieſem Tage. Am 5. October 
1874 wurde der Betſtuhl ohne Einwilligung des A. auf ausdrückliche 
mündliche Anordnung des Pfarrers C. wieder entfernt. A. erblickte in 
dieſer Handlungsweiſe des Pfarrers eine Beſtitzſtörung und belangte 
denſelben bei dem k. k. Bezirksgerichte Kötſchach. In der Einrede wird 
vom Geklagten C. darauf hingewieſen, daß es ſich im vorliegenden 
Falle keineswegs um den Betſtuhl, ſondern vielmehr um den Platz 
handle, auf welchem derſelbe ſtand. Die Plätze in einer Kirche ſeien 
aber kein Gegenſtand eines privatrechtlichen Verkehres. Durch den auf 
dem Chore befindlich geweſenen Betſtuhl des A. ſei der Platz für 
Sänger und Muſiker ſo eingeengt worden, daß ſich die Entfernung 
desſelben als nothwendig herausſtellte. 

Das k. k. Bezirksgericht Kötſchach wies den Kläger mit ſeiner 
Klage und dem darin geſtellten Begehren in der Erwägung, daß nach 8 2 
der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, Z. 12 R. G. Bl. nur 
Derjenige zur Beſitzſtörungsklage legitimirt erſcheint, welcher im 
Beſitze einer Sache oder eines Rechtes beeinträchtiget oder dieſes Rechtes 
widerrechtlich entſetzt wird; in der Erwägung, daß der Kläger durch 
den Ankauf eines auf dem Muſikchore der Kirche geſtandenen Betſtuhles 
wohl in den Beſitz dieſes Stuhles, nicht aber auch des Platzes, auf dem 
ſich derſelbe befand, gekommen iſt, weil der Platz in einem Gottes⸗ 
hauſe, welches zum öffentlichen und allgemeinen Gebrauche beſtimmt iſt, 
nach 8 311 a. b. G. B. kein Gegenſtand des privatrechtlichen Ver⸗ 
kehres ſein kann; in Erwägung, daß dem Geklagten in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Ortspfarrer die Handhabung der Firchen- und gottesdienſt⸗ 
lichen Disciplin zuſteht und ſeine Anordnung wegen Entfernung des 
fraglichen Betſtuhles aus dem für die Muſikfreunde gewidmeten Raume 
daher nicht als eine widerrechtliche Störung angeſehen werden kann, 
und in endlicher Erwägung, daß der Pfarrer für ſeine Handlungen 
in kirchlichen Angelegenheiten nicht dem Civilrichter, ſondern nur ſeinem 
Vorgeſetzten verantwortlich iſt — ab. 

Auf den vom Kläger A. gegen dieſe Erledigung erhobenen Recurs 
beſtätigte das k. k. Oberlandesgericht Graz die erſtrichterliche Entſcheidung, 
und auch der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf unterm 12. October 
1875, 3. 10.956 den vom Kläger eingebrachten außerordentlichen 
Reviſionsrecurs mit Bezug auf die Gründe der unteren Gerichte und 
in der Erwägung, daß der Kläger im Beſitze ſeines an der rechten 
Chorſeite der Pfarrkirche in Kötſchach geſtandenen Betſtuhles nur dadurch 
geſtört ſein will, weil ihm der Geklagte dieſen Betſtuhl an einen anderen 
Platz des Kircheuchores überſtellen und deſſen früheren Standort vergittern 
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ließ: dann in Erwägung, daß in einer dem öffentlichen Gottesdienſte 
gewidmeten Kirche die Beſtimmung der Plätze, an welchen die ein⸗ 
zelnen Betſtühle mit Rückſicht auf den jeweiligen Kirchenbeſuch und auf 
die ungeſtörte Ausübung der gottesdienſtlichen Functionen aufgeſtellt 
werden können und ſollen, ſelbſtverſtändlich nur den zur Aufrechthaltung 
der kirchlichen Disciplin und Ordnung berufenen Organen überlaſſen 
und gewahrt bleiben, muß; in Erwägung ſonach, daß die Beſitzer ſolcher 
Betſtühle auf die hiefür immer nur pro interim angewieſenen Auf- 
ſtellungsplätze einen Beſitz gegenüber den gedachten Kirchenvorſtehern 
nicht erwerben, daher auch aus einer vom Letzteren getroffenen Aenderung 
dieſer Aufſtellungsplätze eine Beſitzſtörung nicht ſolgern können 
Ger.⸗Ztg. 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 21. December 1875, 3. 16.767 an ſämmt⸗ 
liche k. k. Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsauwaltſchaften, betreffend das 
Verbot der Ausfolgung von Sittendoeumenten an active Militärs. 


Es iſt der Fall vorgekommen, daß eine k. k. Behörde aus Anlaß des im 
Dienſtwege vorgebrachten Einſchreitens eines activ dienenden Unterofficiers um 
eine Kanzliſtenſtelle, welchem Einſchreiten vom betreffenden k. k. Commando die 
Sittendocumente des Bittſtellers angeſchloſſeu worden waren, den abſchlägigen 
Beſcheid auf diefes Geſuch ſammt allen Beilagen, unter welchen ſich auch obige; 
Sittendocumente befanden, dem Bittſteller directe zugeſtellt hat. Da die Ausfol⸗ 
gung der Sittendocumente an activ dienende Militärs gegen die Grundſätze der 
militäriſchen Disciplin verſtößt, ſo wird über Erfuchen des k. k. Landesvertheidi⸗ 
gungsminiſteriums vom 18. December 1875, Z. 14.867 zur Vermeidung ähnli- 
cher Vorgänge das löbl. k. k. Oberlandesgerichtspräfidium (die k. k. Oberſtaats⸗ 
anwaltſchaft) zur Darnachachtung und Verſtändigung der unterſtehenden Organe 
angewieſen, derlei Documente an jene Militärbehörden oder Commanden zurück⸗ 
zuſtellen, welche dieſelben eingeſendet haben. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Finanzdirection in Czerno⸗ 
witz Joſeph Lippert taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Referenten der Grund⸗ 
ſteuerregulirungs⸗Landes⸗Subcommiſſion in Trient Matthäus Ritter von Mai⸗ 
ſtrelli, anläßlich deſſen Penfionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär extra statum des Haudels⸗ 
miniſteriums Ludwig Hirſchfeld unter gleichzeitiger tarfreier Verleihung des 
Titels und Charakters eines Regierungsrathes zum Vorſtande des Telegraphen⸗ 
Correſpondenzbureau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Johann Walter den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Rechnungsrathe Cajetan Lindner tax⸗ 
frei den Titel eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Nicolaus Delich in Zara, 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem jub. Bergphyſicus zu Idria Dr. Ludwig 
Ger bez den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der Directions⸗Abtheilung der 
Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn für den commereiellen Dienſt, Director Johann Kün l 
den Titel eines kaiſ. Rathes taxſrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretüär bei der Finanzdirection in 
Czernowitz Joſeph Liebiſch zum Finanzrathe, dann den Finanz⸗Obercommiſſär 
Georg DiEn del zum Finanzſeeretär und den Finanzcommiſſär Jacob Kutſchera 
zum Finanz⸗Obercommiſſär ernannt. 5 a 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtadjuncten Julius Figala und 
den Forſtverwalter Ferdinand Tepper zu k. k. Forſteommiſſären im Küſtenlande 
ernannt. € 


Erledigungen. 


Oberingenieursſtelle ſür den Staatsbaudienſt im Küſtenlande, event. eine 
Ingenieurs⸗ und eine Bauadjunctenſtelle in der achten beziehungsweiſe neunten 
und zehnten Rangsclaſſe, bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 14). 

Officialsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der 
zehnten, event. eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 
24. Jänner. (Amtsbl. Nr. 18). 8 

Referentenſtelle bei der nieder⸗öſterr. Grundſteuer⸗Landescommiſſion mit 
4 fl. Taggeld, bis 15. Februar. (Amtsbl. Nr. 19). 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das Juhaltsverzeichniß 
und das alphabetiſche Sachregiſter zum Jahrgange 1875 der 
Zeitſchrift bei. 
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